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Friedrichswall 1 
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Nachrichtlich an: 

- Umweltminister Stefan Wenzel, Niedersächsischen Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz, 
Archivstraße 2, 30169 Hannover 

- Gesundheitsministerin Cornelia Rundt, Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Frauen, Familie, 
Gesundheit und Integration, Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 2, 30159 Hannover 

 

Begleitforschung zu gesundheitlichen Folgen der Ver pressung von Lagerstättenwasser und der 
ungefilterten Gas-Abfackelung im Landkreis Rotenbur g Wümme 

 
   Amelinghausen, den 16.08.2013 
 
Sehr geehrter Herr Minister Lies, 
 
als Gemeinnütziges Netzwerk für Umweltkranke (GENUK e.V.) sind wir von Wittorfer Bürgern, Stadt Visselhövede, 
wegen ihrer Besorgnis bezüglich ihrer Umweltgesundheit kontaktiert worden. 
 
Die seit 1995 von RWE Dea praktizierte Verpressung von inzwischen fast 700.000 m³ Lagerstättenwasser in der 
Anlage „Wittorf Z1“ in Grapenmühlen (wo es zudem verschiedene Chemie-Emissionen durch einen Brand, Austritte 
von Quecksilber und Benzol usw. gab), aber auch die ungefilterte Abfackelung von schadstoffhaltigem Gas in der 
Umgebung (z.B. durch die Entquickungsanlage in Bellen) geben den Bürgern großen Anlass zur Sorge. Es gibt bereits 
einige auffällige gesundheitliche Symptome, die einen potenziell toxisch bedingten Einfluss nicht ausschließen: 
 

• Im Februar 2013 fanden sich 3 Bürger am westlichen Ortsrand von Wittorf zum selben Zeitpunkt mit nur 
noch 53% Sauerstoff im Blut im Rotenburger Krankenhaus. Dieselben Personen trafen sich bereits 2010 
mit derselben Symptomatik wieder zum selben Zeitpunkt in demselben Krankenhaus. Das 
Gesundheitsamt nahm trotz Aufforderung keine Untersuchung vor (siehe Anlage). 

• Ein Wittorfer erlitt einen deutlich im MRT erkennbaren Gehirnschaden, der vom Radiologen als potenziell 
toxisch verursacht eingestuft wurde. Trotz seines Besuchs in der Abteilung Arbeits- und Umweltmedizin 
der MHH wurde keine umfassende Untersuchung vorgenommen. 

• Eine Reihe von Wittorfer Bürgerinnen und Bürgern klagen über starke Muskel- und Gelenkschmerzen, 
neurologische Probleme sowie Krebserkrankungen und anderes. 

 
Zudem gibt es neben dem weltweit quecksilberhaltigsten Gasfeld Hemslingen/Söhlingen auch im Landkreis Verden 
Ortschaften, die langjährig den Folgen von Erdgasförderung mit Fracking, Verpressung, ungefilterter Abfackelung 
ausgesetzt waren. Beispielsweise wird von einem uns bekannten Dorf berichtet, dort hätten mindestens 30 von 135 
Einwohnern Krebs. Auch von einem weiteren Dorf im Raum Völkersen wird eine Häufung von Krebsfällen, quer durch 
alle Altersgruppen beschrieben. All dies sind bisher ungeprüfte Aussagen, die uns aber ernsthaften Anlass geben, die 
Sorge der Bürger zu teilen.  
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Deshalb möchten wir Sie hiermit dringend um Verifizierung potenzieller Gesundheitsgefahren durch diese Art der 
Erdgasförderung (Fracking und Frackingfolgen) bitten. 
 
Wir schlagen Ihnen eine möglichst bald zu beginnende Begleitforschung am Standort Wittorf vor, da sich dort 
entsprechende epidemiologische Bedingungen finden. Außer der Verpressstelle 300 Meter vor dem Ortseingang 
befinden sich dort keine weiteren industriellen Schadstoffquellen (außer den üblichen Pestiziden in der Landwirtschaft 
und einer Mobilfunkantenne). Mit ca. 1100 Einwohnern bietet der Standort eine ausreichende Zahl an Bewohnern an, 
um ein Untersuchungskollektiv von 150 – 200 Teilnehmern bilden und damit eine sinnvolle Größe erreichen zu 
können. 
 
Wir würden uns freuen, wenn Sie das Niedersächsische Landesgesundheitsamt unter der Leitung von Herrn Dr. 
Roland Suchenwirth mit einer solchen Studie beauftragen und mit einem zugeordneten „Externen Beirat“, bestehend 
aus 

- dem Toxikologen Herrn Dr. Hermann Kruse, Universität Kiel 
- dem Umweltepidemiologen Herrn Dr. Frentzel-Beyme, Bremen 
- dem ehemaligen Nds. Ärztekammerpräsident Herrn Prof. Dr. Heyo Eckel 
- dem Klinischen Umweltmediziner Herrn Dr. Peter Ohnsorge, Würzburg 
 

unterstützen würden. Auch wäre die Einbeziehung eines von den Betreibern der Anlage „Wittorf Z1“ benannten 
Vertreters zu begrüßen.  
 
Bei dieser – soweit uns bekannt - weltweit ersten epidemiologischen Studie zu gesundheitlichen Folgen der 
Erdgasförderung mit der Frackingmethode werden sicher erhebliche Kosten zu erwarten sein. Die GRÜNEN haben 
inzwischen die Beweislastumkehr in genau diesem Fall der Kostenübernahme bei Schäden an Mensch und Umwelt 
durch Frackingfolgen auf ihre Fahnen geschrieben. Es gibt bereits in Europa mindestens ein Beispiel für ein solches 
Verfahren, als nämlich die italienische Region Lombardia eine entsprechende Untersuchung zur Folgeabschätzung 
des Seveso-Skandals vorfinanziert hat, deren Kosten aber später von Hoffmann La Roche zurückerstattet werden 
mussten. 
 
Als Wirtschaftsminister werden Sie sicher bei der Technologiefolgenabschätzung auch eine gesamte Lifecycle-Analyse 
vornehmen. Denn die Nicht-Berücksichtigung der immensen Schäden durch Chemikalien an Mensch und Umwelt 
sowie des umweltmedizinischen Aspekts bringt neben unermesslichem menschlichen Leid auch enorme 
wirtschaftliche Schäden mit sich, wie man dem UNEP-Report „Costs of Inaction on the Sound Management of 
Chemicals“ (2013) entnehmen kann, an dem auch das Umweltbundesamt mitwirkte. 
Wir möchten nicht verschweigen, dass wir in Ihre Regierung die Hoffnung setzen, dieser seit über 50 Jahren in 
Niedersachsen angewandten Technologie der Erdgasförderung mittels Fracking, mit der Emission großer Mengen 
schwer gesundheitsschädlicher Stoffe und undeklarierten chemischen Endlagermaßnahmen wegen des hohen 
Gefährdungspotenzials ein Ende zu machen. Sicherlich sollte auch die gesundheitliche Gefährdung der Mitarbeiter 
von RWE Dea und Exxon sowie der in Subunternehmen (z.B. Rohrreinigung) Beschäftigten in Bezug auf Quecksilber, 
Benzol, Toluol, Xylol u.a. toxische Substanzen (entsprechende Hinweise liegen vor) bzw. deren mögliche 
Folgeerkrankungen gesondert betrachtet und umweltmedizinisch begleitet werden.  
 
Zudem hoffen wir auf Ihr, Frau Rundts und Herrn Wenzels Interesse, in Niedersachsen mit einem „Pilotprojekt 
Umweltmedizin“ zur  adäquaten Versorgung der Bevölkerung (allein das Vorkommen der Multiplen 
Chemikaliensensitivität, MCS, wird auf 5% der Bevölkerung geschätzt) Meilensteine zu setzen. Gern würden wir Ihnen 
als Vertreter von GENUK e.V. mit einigen unserer wissenschaftlich/medizinischen Beiratsmitglieder erläutern, wie eine 
gut etablierte Umweltmedizin mit Primärprävention und individuell orientierter Diagnostik und Therapie zu einer 
Verbesserung der Bevölkerungsgesundheit (besonders im Fall der chronischen Multisystemerkrankungen) und 
erheblichen Kostenersparnissen im Gesundheitswesen beitragen könnte. 
   
In der Hoffnung, zusammen mit dem Brief von Wittorfer Bürgern Ihr Interesse an einer wissenschaftlichen Klärung 
dieser potenziellen gesundheitlichen Gefährdungssituation geweckt zu haben, würden wir uns über Ihre Rückmeldung 
freuen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Kathrin Otte 
Stellvorsitzende GENUK e.V.  
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Anlagen   
 Brief der WUG (Wittorfer für Umwelt und Gesundheit) 
 Bericht Friedrich Castens 
 Stellungnahme vom Gesundheitsamt Rotenburg Wümme 
 Übersichtskarte BI Frackloses Gasbohren 
 Bericht vom LBEG über Verpressstellen 
 Teilausdruck UNEP-Report „Costs of Inaction on the Sound Management of Chemicals“, 2013 
 Strassburg-Rede EU Council 

Auszug aus: 
 http://pennsylvaniaallianceforcleanwaterandair.files.wordpress.com/2012/05/list-of-the-harmed46.pdf 

  
  


